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IV.	 Gleichwertige 
Lebensverhältnisse als 
Querschnittsaufgabe

Die Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen ist eine 
Querschnittsaufgabe, die alle staatlichen Ebenen gleicher
maßen betrifft. Die oben ausgeführten Handlungsempfeh
lungen betreffen auch Bereiche, die in die Zuständigkeit von 
Ländern und Kommunen fallen. Diese reichen von Maß-
nahmen zur regionalen Wirtschaftsförderung, zur Gestaltung 
regionaler Arbeitsmärkte und zur Dezentralisierung von Ein-
richtungen der Länder über den Ausbau digitaler Infrastruktur, 
Fragen des Mobilitätsmanagements, die Bereitstellung von 
Wohnraum, eine stärkere Nutzung der Möglichkeiten der 
Raumordnung bis hin zur Integrierten Sozialraumplanung, 
zur Verbesserung der regionalen Gesundheitsversorgung, der 
Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur für Kinder und Jugend-
liche und der Zugänge zu Bildung und Weiterbildung, den Auf-
bau von Kümmererstrukturen, zur Förderung von Engagement 
und Zusammenhalt und zur Verbesserung der Finanzsituation 
der Kommunen.

V.	Ausblick

Gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Deutschland zu 
schaffen ist die prioritäre Aufgabe der Politik der nächsten 
Dekade. Dazu haben wir die vorstehenden Empfehlungen vor-
gelegt. Deren Umsetzung soll in dieser Legislaturperiode erste 
Veränderungen bewirken. Auch darüber hinaus wollen wir die 
Weichen für die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
stellen. Die Ergebnisse mancher Vorschläge werden erst mittel-
fristig spürbar sein. Es geht darum, Deutschland nachhaltig 
zukunftsfest zu machen. 

Wegen der Breite und Komplexität der Themen konnten 
nicht alle Fragestellungen in den Arbeitsgruppen dieser 
Kommission gelöst werden. Im Rahmen eines Folgeprozesses 
zur Kommissionsarbeit sind verschiedene Themen mit Blick 
auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse näher zu 
bearbeiten. Wir wollen zukünftig alle gesetzgeberischen Vor-
haben des Bundes daraufhin prüfen, welche Wirkungen sie auf 
die Wahrung und Förderung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
in Deutschland haben („Gleichwertigkeits-Check“). 

Wir werden dafür sorgen, dass die Länder und Kommunen 
auch im Folgenden inhaltlich stark eingebunden bleiben. In 
einem ersten Schritt sollen diese Schlussfolgerungen ins
besondere mit Blick auf die vorgenannten Bereiche mit den 
Ländern sowie den Kommunalen Spitzenverbänden gesondert 
erörtert werden.

Die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse beginnt vor 
Ort in den Kommunen. Daher wird insbesondere die Frage, wie 
wir die Kommunen für die Zukunft gut aufstellen, eines der 
Themen in diesem Folgeprozess sein. Die Kommunen sind das 
Fundament des Staates und für die Bürgerinnen und Bürger 
erster Ansprechpartner in allen Alltagsangelegenheiten.

Wir brauchen einen neuen politischen Konsens. Diese 
Kommission hat gezeigt, dass Bund, Länder und Kommunen in 
gemeinsamer Verantwortung stehen – jetzt und in Zukunft.
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Anhang: FAG-Berichte

Die nachfolgenden Berichte wurden in den Facharbeitsgruppen 
der Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ erarbeitet 
und enthalten konkrete Vorschläge der jeweiligen Facharbeits-
gruppe. Zudem spiegeln sie den Stand der Diskussion von Vor-
schlägen und Positionen in den Facharbeitsgruppen wider. Die 
Berichte der Facharbeitsgruppen zeigen ein breites Spektrum 
an Vorschlägen und Ideen hinsichtlich der erörterten Themen 
auf, in dem auch unterschiedliche Positionen und Blickwinkel 
der Beteiligten deutlich werden.
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4 Bericht der Facharbeitsgruppe 1 „Kommunale Altschulden“ 

1. Ausgangslage 

Der Auftrag aus dem Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD 
für die 19. Legislaturperiode lautet:  
„Die Bundesregierung wird zusammen mit den Ländern und 
den kommunalen Spitzenverbänden eine Kommission „Gleich-
wertige Lebensverhältnisse“ einsetzen, die bis Mitte 2019 kon-
krete Vorschläge erarbeitet. Hierbei geht es um alle Aspekte der 
Daseinsvorsorge genauso wie gezielte Strukturverstärkungen 
in Ländern und Kommunen. Maßnahmen im Sinne der Hilfe 
zur Selbsthilfe für Kommunen zum Beispiel mit Altschulden 
und hohen Kassenkrediten ebenso wie die Altschuldenproble-
matik kommunaler Wohnungsbauunternehmen werden in die 
Prüfung einbezogen.“ 

Gemäß Einsetzungsbeschluss des Bundeskabinetts bestand die 
Aufgabe der Arbeitsgruppe darin, „die Finanzlage der Kommu-
nen mit Blick auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
[zu] untersuchen und unter Berücksichtigung der finanzver-
fassungsrechtlichen Zuständigkeiten mögliche Ansätze zur 
Lösung der kommunalen Altschulden-/Kassenkreditpro
blematik [zu] entwickeln“. 

Die Arbeitsgruppe hat dementsprechend zu beiden 
Kernthemen 

a)	 Kommunale Altschulden-/Kassenkreditproblematik 

	 und 

b)	 Altschuldenproblematik kommunaler Wohnungs 
	 unternehmen 

zunächst eine gesonderte Problem- und Ursachenanalyse vor-
genommen (Abschnitt 2.). Sodann wurden Ziele (Abschnitt 3.) 
und Lösungsansätze (Abschnitt 4.) erörtert.1 

Im Zuge der Ursachenanalyse der kommunalen Altschulden-/
Kassenkreditproblematik (a) wurde zudem die Finanzlage der 
Kommunen mit Blick auf die Gleichwertigkeit der Lebens
verhältnisse untersucht. 

Das Thema (b) (Altschuldenproblematik kommunaler Woh-
nungsunternehmen) wurde schwerpunktmäßig vom bundes-
seitig hierfür federführend zuständigen Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat und den ostdeutschen Ländern 
bearbeitet.

2. Inhaltliche Schwerpunkte 

a) Kommunale Altschulden-/
Kassenkreditproblematik 

Problemanalyse: 
Mit Blick auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in 
Deutschland erweisen sich die übermäßigen Altschulden
bestände zahlreicher kommunaler Kernhaushalte als 
problematisch. 

Problematisch sind insbesondere Kassenkreditbestände, die 
entgegen ihrer Zweckbestimmung nicht zur unterjährigen 
Liquiditätssicherung, sondern zu einem wesentlichen Teil der 
dauerhaften Finanzierung von Defiziten des Verwaltungshaus-
halts dienen. Anders als Investitionskrediten steht Kassen
krediten keine Vermögensbildung gegenüber. 

Ein eigenständiges Problem stellen Kassenkredite aufgrund 
ihrer typischerweise kurzen Laufzeiten dar, denn hieraus 
können kurzfristige Zinsänderungsrisiken und Refinanzie-
rungszwänge folgen. Im Jahr 2017 hatten ungefähr 52 Prozent 
des Kassenkreditbestands eine Ursprungslaufzeit von einem 
Jahr. 

Kassenkredite sind auch ein Indikator für eine Finanz- und 
Strukturschwäche der betroffenen Kommunen. Insbesondere 
in Verbindung mit einer regelmäßig vorliegenden Finanz- und 
Strukturschwäche beinträchtigen sie die Realisierung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse in den betroffenen Kommunen. 

Einige Folgen von Finanz- und/oder Strukturschwäche können 
z.B. Investitionsverzicht, hoher Investitionsstau oder über
mäßige Vermögens-veräußerungen sein.

Für die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse problemati-
sche Verschuldung kann aus Sicht der Länder unterschiedliche 
Formen annehmen. Sie zeige sich nicht alleine in Form der 
kommunalen Gesamtverschuldung oder in Form von Kassen- 
oder Liquiditätskrediten, sondern auch in zu niedrigen Investi
tionen, hohem Instandhaltungsstau sowie Vermögensveräuße-
rungen. Auch hohe Investitionskredite könnten in bestimmten 
Situationen für die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
problematisch sein. Dies treffe  auch auf die Stadtstaaten zu, 
die ihre Verschuldung nicht über die Kassenkreditbestände 
abbildeten. 

Aus Sicht des Bundes sind die hohen kommunalen Kassen
kredite in einigen Regionen Deutschlands das relevante 
Problem. Hingegen dürften hohe Investitionskredite solange 
unproblematisch sein, wie der Zins- und Tilgungsdienst für 
die Kommunen noch tragbar ist. Zum Problem würden Inves-
titionskredite, wenn die Kommunen zur Finanzierung des 
Schuldendienstes Kassenkredite aufnehmen müssen. In dem 
Fall mündete die Problematik ebenfalls in der Kassenkredit
entwicklung. 

Unter Einbeziehung der Wertpapierschulden zur Liquiditäts-
sicherung, die haushaltsrechtlich ebenfalls als Kassenkredite 
einzustufen sind, beliefen sich die zur Liquiditätssicherung auf-
genommenen Schulden Ende 2017 auf ca. 48,5 Mrd. Euro. 

Eine hohe kommunale Verschuldung über Kassenkredite 
ist aus Sicht des Bundes von Ausnahmen abgesehen ein auf 
wenige Länder und dort regional konzentriertes Phänomen. 
Hohe Kassenkreditbestände pro Einwohner korrespondierten 
in weiten Teilen mit einer hohen Gesamtverschuldung und 
dauerhaft niedrigen Investitionsausgaben. 

Die kommunalen Kernhaushalte im Saarland, in Rhein-
land-Pfalz und Nordrhein-Westfalen weisen seit vielen Jahren 

1 Zu dem vorliegenden Abschlussbericht gehört eine Materialsammlung, die Berichte, Eingaben und weitere Unterlagen enthält, die nicht in der gesamten FAG abgestimmt wurden bzw. 
mitgetragen werden oder auch nur von einzelnen Mitgliedern eingebracht worden sind. Die Autorenschaft bzw. Trägerschaft einer Unterlage ist jeweils kenntlich gemacht.
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in der Summe die mit Abstand höchsten Kassenkreditbestände 
pro Einwohner auf. Sie lagen dort bereits vor zehn Jahren über 
500 Euro pro Einwohner. Zum 31. Dezember 2017 lagen die 
kommunalen Kassenkreditbestände in diesen drei Ländern 
teils deutlich über 1.300 Euro je Einwohner. Bis zur Übernahme 
der kommunalen Kassenkreditbestände durch die sogenannte 
Hessenkasse im Sommer/Herbst 2018 wies auch Hessen sehr 
hohe Kassenkreditbestände pro Kopf aus. 

Demgegenüber lagen die Kassenkreditbestände in 
Baden-Württemberg, Bayern, Sachsen und Thüringen in  
den letzten zehn Jahren kontinuierlich unter 100 Euro pro 
Einwohner.  
Im Mittelfeld bei der kommunalen Verschuldung durch 
Kassenkredite mit teils gegenläufigen Entwicklungen in 
den letzten zehn Jahren liegen Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und 
Schleswig-Holstein. 

Hinweis: 
Die Karten berücksichtigen für Hessen noch nicht die Befreiung der Kommunen von Kassenkrediten, die im Jahr 2018 über die sogenannte 
„Hessenkasse“ erfolgte.

Die kommunalen Ebenen sind unterschiedlich stark betroffen. 
Die kreisfreien Städte wiesen im Jahr 2017 im bundesweiten 
Durchschnitt eine Kassenkreditverschuldung von 801 Euro 
pro Einwohner auf, die Landkreise einschließlich der kreis
angehörigen Gemeinden und Ämter (im Folgenden: Landkreis
bereiche) hingegen nur Kassenkredite von 441 Euro pro Ein
wohner. Innerhalb der Landkreisbereiche entfielen 22,4 Prozent 
des Kassenkreditbestands auf die Landkreise und 77,6 Prozent 
auf die kreisangehörigen Gemeinden und Ämter. 

Ungefähr 68 Prozent der kreisfreien Städte und Landkreis-
bereiche verfügten im Jahr 2017 über weniger als 500 Euro 
Kassenkredite pro Einwohner. Auf der anderen Seite wiesen 
knapp 19 Prozent der kreisfreien Städte und Landkreisbereiche 
Werte von über 1.000 Euro je Einwohner auf: 25 davon lagen 
in Nordrhein-Westfalen, 25 in Rheinland-Pfalz, 11 in Hessen, 5 
im Saarland, 3 in Brandenburg, 2 in Niedersachsen, 2 in Sach-
sen-Anhalt und 2 in Mecklenburg-Vorpommern.  
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Die Verschuldungswerte lagen in der Spitze in Rheinland-Pfalz 
und in Nordrhein-Westfalen bei jeweils einer Kommune über 
8.000 bzw. 7.000 Euro je Einwohner. 

Ursachenanalyse: 
Die in der Arbeitsgruppe vorgenommene Ursachenanalyse 
erfolgte durch Plausibilitätsprüfung gängiger Thesen zu den 
Erklärungsfaktoren der Entstehung von Kassenkrediten auf 
der Ausgaben- und Einnahmenseite sowie Auswertung bereits 
vorhandener wissenschaftlicher Untersuchungen. Im Ergebnis 
zeigte die Analyse nicht nur, dass die Ursachen vielfältig und 
komplex sind, sondern auch, dass es empirisch sowohl bessere 
als auch weniger gut abschätzbare Ursachen gibt. Damit ist 
deren Validität allerdings nicht abschließend geklärt. 

Die Ursachen für permanent hohe kommunale Kassenkredite 
reichen von strukturellen Faktoren wie tiefgreifenden Verän
derungen der Wirtschafts- und Sozialstruktur über institutio
nelle und rechtliche Faktoren wie u.a. das Haushaltsrecht, dem 
kommunalen Finanzausgleich sowie die Gesetzgebung des 
Bundes und der Länder, die durch die Kommunen nicht beein
flusst werden können (exogene Faktoren), bis hin zu lokalen 
kommunalpolitisch steuerbaren Faktoren, wie u.a. das Aus-
schöpfen von Einnahmepotenzialen (endogene Faktoren). 

Folgen dieser äußerst heterogenen Ursachen wiederum 
zeigen sich nicht alleine in Form von Kassenkrediten, 
sondern können auch zu niedrigen Investitionen, hohem 
Instandhaltungsstau, Verschuldung insgesamt oder 
Vermögensveräußerungen führen. 

Auf der Ausgabenseite der kommunalen Haushalte lassen sich 
folgende Entwicklungen empirisch gut nachvollziehen:  
Im Bereich der Sozialausgaben sind es vor allem die für die 
Kommunen fiskalisch bedeutsamen und in hohem Maße 
exogenen Kosten der Unterkunft, die dann hohe Kassenkredite 
mit verursachen, wenn dem nicht Faktoren wie besonders hohe 
(Steuer-)Einnahmen oder – über die Kostenbeteiligung des 
Bundes hinausgehende – hohe besondere Zuweisungen gegen-
überstehen. In Kommunen, in denen die fiskalische Belastung 
durch die Kosten der Unterkunft mangels eines ausreichenden 
Ausgleichs von hohen Soziallasten nicht kompensiert wird, 
kann dies die Entstehung von Kassenkrediten mit erklären. 
Hohe Kosten der Unterkunft treten vor allem in struktur-
schwachen Regionen mit hoher (Langzeit-)Arbeitslosigkeit auf. 

Des Weiteren zeigte sich auf der Ausgabenseite, dass hohe 
Kassenkredite oftmals mit niedrigen kommunalen Investi-
tionen, allerdings überdurchschnittlich hohen Ausgaben für 

Hinweis: 
Die Karten berücksichtigen für Hessen noch nicht die Befreiung der Kommunen von Kassenkrediten, die im Jahr 2018 über die sogenannte 
„Hessenkasse“ erfolgte.
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Mieten und Pachten einhergehen. Damit schrumpfen auch die 
Möglichkeiten zur Bereitstellung von freiwilligen Leistungen. 

Der grundsätzlich bestehende Zusammenhang zwischen hohen 
Altschulden, hohen Zinsausgaben und dadurch ausgelöstem 
weiterem Anstieg der Verschuldung (Zins-Schulden-Spirale) 
erklärt das aktuelle Niveau der kommunalen Kassenkredite nur 
zu einem relativ kleinen Teil. 

Auf der Einnahmenseite der kommunalen Haushalte erweisen 
sich verschiedene für die Kommunen exogene und endogene 
Faktoren als relevant für die Entstehung und Verfestigung von 
Kassenkrediten. 

Zu den exogenen Faktoren zählen die Steuereinnahmen und 
die Länderzuweisungen innerhalb und außerhalb des Kommu
nalen Finanzausgleichs. Durch regionale Strukturschwäche 
bedingte niedrige Steuereinnahmen stellen eine Ursache dar, 
soweit sie nicht durch die Steuerverteilung oder den Finanz-
ausgleich ausgeglichen werden. Struktur- und finanzschwache 
Kommunen partizipieren zudem in geringerem Maße von den 
wirtschaftskraftbezogenen Gemeinschaftssteuern. 

Auch Ausfälle bei den Steuereinnahmen aufgrund von 
Konjunkturkrisen und Steuerreformen in den 2000er Jahren 
haben über alle Gebietskörperschaften hinweg und gerade bei 
ohnehin bereits finanzschwachen Kommunen auf Grund nied-
rigerer Pufferfähigkeit zu überproportionalen Defiziten und 
damit zu Kassenkrediten geführt. 

Hohe und steigende Kassenkredite entstehen auch dann, wenn 
der vertikale oder horizontale kommunale Finanzausgleich 
seine Ausgleichsfunktion nicht erfüllt. Mit ursächlich für einen 
in dieser Hinsicht unzureichenden vertikalen Finanzausgleich 
kann – unter Zugrundelegung des Gleichmäßigkeitsprinzips 
– auch die jeweilige finanzielle Leistungsfähigkeit des Landes 
sein. Inwieweit es einen von der Leistungsfähigkeit des Landes 
unabhängigen Anspruch auf eine finanzielle Mindestausstat-
tung der Kommunen gibt, ist in der verfassungsrechtlichen 
Bewertung umstritten. 
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